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1 Begleituntersuchung „Starkes Mandat“ 

 
 

Vorbemerkung 

Das Aktionsprogramm „Starkes Mandat" der Körber-Stiftung unterstützt kommunale 
Spitzen in Verwaltung und Politik mit zielgruppengerechten Impulsen, Workshops und 
Trainings. Anlass für das Aktionsprogramm sind unter anderem ein rauer werdender 
Umgangston, Konflikte, Anfeindungen und Bedrohungen, Desinformation und steigende 
Anforderungen an die Krisenkommunikation und die Diskussionskultur vor Ort. 

Der Fokus des Aktionsprogramms liegt 2026 auf den Bundesländern Mecklenburg-
Vorpommern und Sachsen-Anhalt und kombiniert Angebote auf der individuellen Ebene 
(„Personen stärken“), der institutionellen Ebene („Sicher handeln“) und in der kommunalen 
Praxis („Konflikte bearbeiten“). 

Vor diesem Hintergrund hat forsa Gesellschaft für Sozialforschung und statistische 
Analysen mbH im Auftrag der Körber-Stiftung eine Begleituntersuchung in diesen beiden 
Bundesländern durchgeführt, um unter den Zielgruppen, an die sich das Aktionsprogramm 
richtet (Bürgermeisterinnen und Bürgermeister, Ratsmitglieder und leitende 
Verwaltungsmitarbeitende) ein Lagebild zur Situation vor Ort im Hinblick auf vorhandene 
Konflikte in den Kommunen, zu Erfahrungen mit Desinformation, Anfeindungen und 
Bedrohungen zu ermitteln.  

Darüber hinaus wurde im Rahmen der Erhebung nach der subjektiven Handlungssicherheit 
der kommunalen Akteure bei Konflikten, nach möglichen Unterstützungsbedarfen und 
nach ihren Einschätzungen zu verschiedenen Unterstützungsangeboten zum Umgang mit 
Konflikten gefragt. 

Im Rahmen der aktuellen Untersuchung wurden in Mecklenburg-Vorpommern und 
Sachsen-Anhalt insgesamt 232 Bürgermeisterinnen und Bürgermeister, 434 Ratsmitglieder 
sowie 123 leitende Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Kommunalverwaltung befragt.  

Die Erhebung wurde vom 3. Juli 2026 bis zum 17. August 2026 als Online-Befragung 
durchgeführt. 

Die Untersuchungsbefunde werden im nachfolgenden Ergebnisbericht vorgestellt.  
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1 Die Sicht der Bürgermeisterinnen und Bürgermeister 

1.1 Das allgemeine Lagebild vor Ort: Konflikte in der Gemeinde  

Im Hinblick auf die generellen Rahmenbedingungen für ihre Arbeit als Bürgermeister 
überwiegt bei den Amtsinhaberinnen und Amtsinhabern in beiden Bundesländern der 
Anteil der Unzufriedenen. 

So sind von den Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern in Mecklenburg-Vorpommern 41 
Prozent mit den Rahmenbedingungen ihrer Arbeit zufrieden und 59 Prozent nicht 
zufrieden. 

Und in Sachsen-Anhalt sind 38 Prozent zufrieden und 62 Prozent nicht zufrieden. 

Zufriedenheit mit den Arbeitsbedingungen 
 

Mit den Rahmenbedingungen ihrer Arbeit sind derzeit alles in allem    

 
sehr / eher zufrieden eher / sehr unzufrieden  

% % 

Mecklenburg-Vorpommern 41 59 

Sachsen-Anhalt 38 62 
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Als Gründe für die Unzufriedenheit mit den eigenen Arbeitsbedingungen nennen die 
Bürgermeisterinnen und Bürgermeister vor allem die finanzielle Ausstattung der 
Kommunen sowie die überbordende Bürokratie und langwierige Verfahren.  

Weitere genannte Gründe sind u.a. ein fehlender Gestaltungsspielraum, mangelhafte 
Unterstützung und Zuarbeit durch Amt/Verwaltung und eine zeitliche Überforderung im 
Ehrenamt.  

Gründe für Unzufriedenheit mit den Arbeitsbedingungen als Bürgermeister/in 

Gründe für die Unzufriedenheit mit den Arbeitsbedingungen als 
Bürgermeisterin oder Bürgermeister sind 

Mecklenburg-
Vorpommern 

Sachsen-Anhalt 

 % % 

Unzureichende Finanzausstattung der Kommune 42 51 

Überbordende Bürokratie und langwierige Verfahren 22 19 

Fehlender Gestaltungsspielraum / eingeschränkte kommunale 
Selbstverwaltung 10 11 

Mangelhafte Unterstützung und Zuarbeit durch Amt/Verwaltung 9 3 

Zeitliche Überforderung im Ehrenamt 9 5 

Konfliktreiches Klima in Gremium und Öffentlichkeit 0 3 

Geringe Mitbestimmung / Beschlüsse ohne Wirkung 1 0 

Fehlende Anerkennung und Absicherung des Ehrenamts 4 3 

Unzureichende Information, Kommunikation und Transparenz 0 3 

   

Sonstiges 2 3 

 
Basis: Befragte, mit ihren Arbeitsbedingungen als Bürgermeisterin oder Bürgermeister nicht zufrieden sind  
offene Abfrage 
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Im Hinblick auf die Wahrnehmung der politischen Stimmung in der eigenen Stadt bzw. 
Gemeinde fällt das Urteil der befragten Bürgermeisterinnen und Bürgermeister in beiden 
Bundesländern mehrheitlich positiv aus. 

Mehr als neun von zehn Befragten meinen, dass die Mehrheit der Bürgerinnen und Bürger 
bei ihnen vor Ort Vertrauen zum Bürgermeister bzw. zur Bürgermeisterin habe.  

Knapp 90 Prozent meinen das auch vom Gemeinderat, deutlich weniger, aber immer noch 
eine große Mehrheit von etwa zwei Dritteln sagen das von der Gemeindeverwaltung.  

Drei Viertel haben auch den Eindruck, dass die meisten Bürgerinnen und Bürger vor Ort für 
notwendige politische Entscheidungen Verständnis haben, auch wenn einige 
Bürgergruppen damit nicht zufrieden sind. 

Wahrnehmung der politischen Stimmung in der Gemeinde 

Die folgenden Aussagen zur politischen 
Stimmung treffen auf die eigene Gemeinde zu 

 
voll und ganz/eher eher nicht/ 

überhaupt nicht   
% % 

Die Mehrheit der Bürgerinnen und Bürger hat 
Vertrauen zum/ zur Bürgermeister/in. 

Mecklenburg-
Vorpommern 96 2 

Sachsen-Anhalt 93 3 

Die Mehrheit der Bürgerinnen und Bürger hat 
Vertrauen zum Gemeinderat. 

Mecklenburg-
Vorpommern 89 7 

Sachsen-Anhalt 85 13 

Für notwendige politische Entscheidungen 
haben die meisten Bürgerinnen und Bürger 
Verständnis - auch wenn einige Bürgergruppen 
damit nicht zufrieden sind. 

Mecklenburg-
Vorpommern 74 23 

Sachsen-Anhalt 77 23 

Die Mehrheit der Bürgerinnen und Bürger hat 
Vertrauen zur Gemeindeverwaltung. 
 

Mecklenburg-
Vorpommern 69 27 

Sachsen-Anhalt 64 36 

jeweils an 100 Prozent fehlende Angaben = „weiß nicht“/keine Angabe 
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Die Bürgermeisterinnen und Bürgermeister wurden um eine Einschätzung gebeten, wie oft 
sie im Rahmen ihrer Arbeit in verschiedenen Kontexten konflikthafte Situationen erleben, 
die über eine sachliche Diskussion hinausgehen.  

Wie die folgende Übersicht zeigt, berichten nur wenige Bürgermeisterinnen und 
Bürgermeister, dass solche Situationen „häufig“ vorkommen.  

Allerdings berichtet über die Hälfte der Amtsinhaberinnen und Amtsinhaber in Sachsen-
Anhalt, dass sie über das Internet bzw. über soziale Medien häufig oder sehr häufig 
konflikthafte Situationen erleben – deutlich mehr als die Bürgermeisterinnen und 
Bürgermeister in Mecklenburg-Vorpommern.  

Konflikthafte Situationen im Rahmen der eigenen Arbeit 

Im Rahmen ihrer Arbeit erleben 
in folgenden Zusammenhängen 
konflikthafte Situationen: 

 
sehr/relativ 
häufig 

eher/sehr 
selten 

nie 

  
% % % 

im Rat (Plenum oder Ausschüsse) Mecklenburg-
Vorpommern 27 62 11 

Sachsen-Anhalt 19 74 7 

in der Zusammenarbeit mit der 
zuständigen Verwaltung vor Ort 

Mecklenburg-
Vorpommern 18 65 17 

Sachsen-Anhalt 11 79 10 

bei Veranstaltungen oder 
Auftritten in der Öffentlichkeit 

Mecklenburg-
Vorpommern 13 71 15 

Sachsen-Anhalt 13 77 10 

in einer Bürgersprechstunde Mecklenburg-
Vorpommern 11 68 18 

Sachsen-Anhalt 12 74 13 

über das Internet bzw. soziale 
Medien 

Mecklenburg-
Vorpommern 22 40 26 

Sachsen-Anhalt 59 28 10 

jeweils an 100 Prozent fehlende Angaben = „weiß nicht“/keine Angabe  

 

In einer offenen Nachfrage, bei welchen Themen es im Rat relativ oder sehr häufig zu 
Konflikten kommt, werden am ehesten die Themen Finanzen und Haushalt sowie Umwelt 
und erneuerbare Energien genannt.  
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1.2 Desinformation 

Eine Mehrheit der Bürgermeisterinnen und Bürgermeister in beiden Bundesländern hat 
bereits – und zumeist auch mehrfach – Erfahrungen mit bewussten und gezielten 
Falschmeldungen über ihre Arbeit in der Stadt oder Gemeinde gemacht. 

Bei Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern in Sachsen-Anhalt ist dies mit 74 Prozent 
noch häufiger der Fall als in Mecklenburg-Vorpommern. 

Erfahrungen mit Desinformation 
 

Es haben schon Erfahrungen mit Desinformation über ihre Arbeit 
gemacht     

 
ja, einmal ja, mehrfach nein 

 
% % % 

Mecklenburg-Vorpommern 12 44 39 

Sachsen-Anhalt 20 54 21 

an 100 Prozent fehlende Angaben = „weiß nicht“/keine Angabe 

 

40 Prozent der Bürgermeisterinnen und Bürger in Mecklenburg-Vorpommern und sogar 67 
Prozent der Amtsinhaberinnen und Amtsinhaber in Sachsen-Anhalt äußern große Sorgen, 
dass solche Fälle von Desinformation im Zuge des Landtagswahlkampfs zunehmen. 

Sorgen um die Zunahme von Desinformationen vor den Landtagswahlen 
 

Es machen sich Sorgen, dass Fälle von Desinformation im Zuge 
des Wahlkampfs für die bevorstehenden Landtagswahlen 
zunehmen    

 
(sehr) große weniger/ gar keine  

 
% % 

Mecklenburg-Vorpommern 42 51 

Sachsen-Anhalt 66 33 

an 100 Prozent fehlende Angaben = „weiß nicht“/keine Angabe   
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Am häufigsten wurden Falschmeldungen nach Einschätzung der Bürgermeisterinnen und 
Bürgermeister dabei persönlich oder über soziale Medien verbreitet. 

Quellen der Wahrnehmung von Desinformation 

Die Falschmeldungen wurden hauptsächlich über folgende 
Kanäle verbreitet: 

Mecklenburg-
Vorpommern 

Sachsen-Anhalt 

 
% % 

persönlich, Mundpropaganda 72 67 

soziale Medien (z.B. Facebook, X - ehemals Twitter, o.ä.) 55 84 

Messengerdienste (WhatsApp, Telegram) 28 29 

lokale Printveröffentlichungen/ Flugblätter 28 13 

lokale Online-Foren/ Kommentarspalten 16 29 

andere Kanäle 5 7 

Basis: Bürgermeister/-innen mit Erfahrungen mit Desinformation 
Basis: Prozentsumme größer 100, da Mehrfachnennungen möglich 

 

In beiden Bundesländern hat eine große Mehrheit von über 70 Prozent der von 
Desinformation betroffenen Bürgermeisterinnen und Bürgermeister darauf reagiert. 

Wurde auf die Desinformation reagiert? 
 

Es haben auf die Desinformationen 
   

 
reagiert nichts dagegen unternommen 

 
% % 

Mecklenburg-Vorpommern 72 25 

Sachsen-Anhalt 73 20 

Basis: Bürgermeister/-innen mit Erfahrungen mit Desinformation 
an 100 Prozent fehlende Angaben = „weiß nicht“/keine Angabe 
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Am häufigsten wurden dabei die betroffenen Personen oder Gruppen direkt angesprochen. 
Weitere Reaktionen auf Desinformation waren eine öffentliche Richtigstellung, eine 
Dialogveranstaltung bzw. Bürgerversammlung oder – in Sachsen-Anhalt – auch eine 
Kooperation mit lokalen Medien. 

Umgang mit Desinformation 

Es sind auf folgende Art mit den Desinformationen über ihre 
Arbeit umgegangen: 

Mecklenburg-
Vorpommern 

Sachsen-Anhalt 

 
% % 

Direkte Ansprache der betroffenen Personen oder Gruppen 81 82 

Öffentliche Richtigstellung (z.B. über Website, soziale Medien, 
Pressemitteilung) 43 70 

Dialogveranstaltung oder Bürgerversammlung 39 27 

Kooperation mit lokalen Medien 14 48 

Rechtliche Schritte eingeleitet 11 9 

Sonstiges 4 0 

Basis: Bürgermeister/-innen, die auf Desinformationen reagiert haben 
Prozentsumme größer 100, da Mehrfachnennungen möglich 

 

1.3 Erfahrungen und Umgang mit Anfeindungen und Bedrohungen 

Vier von zehn Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern in Mecklenburg-Vorpommern 
berichten davon, schon einmal beleidigt, bedroht oder tätlich angegriffen worden zu sein. 

In Sachsen-Anhalt berichten dies sogar sechs von zehn Amtsinhaberinnen und 
Amtsinhaber. 

Erfahrungen mit Beleidigungen, Bedrohungen und tätlichen Angriffen 
 

Es wurden schon einmal beleidigt, bedroht oder tätlich angegriffen 
    

 
ja,  
beleidigt oder bedroht 

ja,  
tätlich angegriffen 

nein 

 
% % % 

Mecklenburg-Vorpommern 40 1 58 

Sachsen-Anhalt 59 2 41 

an 100 Prozent fehlende Angaben = „weiß nicht“/keine Angabe 
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Beleidigungen erfolgten dabei in Mecklenburg-Vorpommern vor allem persönlich, in 
Sachsen-Anhalt insbesondere über soziale Netzwerke oder das Internet, in großen Teilen 
aber ebenfalls persönlich oder auch über direkte Zuschriften (E-Mails bzw. Briefe).  

Art der Anfeindungen 

Es wurden auf folgende Weise schon einmal beleidigt: Mecklenburg-
Vorpommern 

Sachsen-Anhalt 

 
% % 

persönlich beleidigt oder bedroht 75 58 

durch E-Mails, Briefe oder per Fax beleidigt oder bedroht 46 53 

in sozialen Netzwerken/im Internet beleidigt oder bedroht 36 75 

körperlich bedrängt 16 3 

Sachbeschädigung von Privateigentum 7 6 

geschlagen 0 0 

auf andere Weise 4 0 

Basis: Bürgermeister/-innen, die schon einmal beleidigt, bedroht oder tätlich angegriffen wurden 
Prozentsumme größer 100, da Mehrfachnennungen möglich 

 

Die große Mehrheit der von Anfeindungen und Übergriffen Betroffenen gibt allerdings an, 
dass solche Vorfälle eher oder sehr selten vorkommen.  

Häufigkeit der Anfeindungen 
 

Solche Anfeindungen und Übergriffe erleben 
   

 
sehr/eher häufig eher/sehr selten 

 
% % 

Mecklenburg-Vorpommern 16 84 

Sachsen-Anhalt 11 89 

Basis: Bürgermeister/-innen, die schon einmal beleidigt, bedroht oder tätlich angegriffen wurden 
an 100 Prozent fehlende Angaben = „weiß nicht“/keine Angabe 
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Von den Amtsinhaberinnen und Amtsinhabern, die selbst schon einmal Übergriffe oder 
Anfeindungen erlebt haben, haben in Mecklenburg-Vorpommern 42 Prozent und von den 
Betroffenen in Sachsen-Anhalt 17 Prozent schon einmal über einen Rückzug aus der 
Kommunalpolitik nachgedacht. 

Rückzug aus der Kommunalpolitik aufgrund von Anfeindungen?  
 

Aufgrund der Anfeindungen haben schon einmal über einen 
Rückzug aus der Kommunalpolitik nachgedacht    

 
ja nein 

 
% % 

Mecklenburg-Vorpommern 42 55 

Sachsen-Anhalt 17 83 

Basis: Bürgermeister/-innen, die schon einmal beleidigt, bedroht oder tätlich angegriffen wurden 
an 100 Prozent fehlende Angaben = „weiß nicht“/keine Angabe 

 

Im Hinblick auf die Diskussion über eine mögliche Abschaffung des Paragraphen 188 des 
Strafgesetzbuchs fällt das Meinungsbild unter den Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern 
in beiden Bundesländern eindeutig aus: 68 Prozent in Mecklenburg-Vorpommern und 72 
Prozent in Sachsen-Anhalt sprechen sich dafür aus, den Paragraphen, der Beleidigungen 
von Politikern unter Strafe stellt, in der jetzigen Form unverändert beizubehalten. 

Nur wenige meinen, dass der Paragraph 188 modifiziert oder abgeschafft werden sollte. 

Meinungen zum Strafrechtsparagraph § 188 StGB 
 

Der Strafrechtsparagraph § 188 StGB sollte 
    

 
in der jetzigen Form 
unverändert 
beibehalten werden. 

nur für den Schutz von 
Kommunalpolitikern 
bestehen bleiben, aber 
für Bundes- und 
Landespolitiker 
abgeschafft werden. 

vollständig abgeschafft 
werden. 

 
% % % 

Mecklenburg-Vorpommern 68 6 13 

Sachsen-Anhalt 72 7 10 

an 100 Prozent fehlende Angaben = „weiß nicht“/keine Angabe   
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1.4 Handlungssicherheit bei Konflikten 

Die befragten Bürgermeisterinnen und Bürgermeister in den beiden Bundesländern wurden 
um eine Einschätzung zu ihrer Handlungssicherheit bei Konflikten in verschiedenen 
Situationen gebeten, unabhängig davon, ob sie selbst schon einmal damit konfrontiert 
waren oder nicht. Wie die Übersicht zeigt, fühlt sich bei den meisten Konfliktsituationen 
eine Mehrheit der Bürgermeisterinnen und Bürgermeister in den beiden Bundesländern gut 
gewappnet, um damit umzugehen. 

Dies gilt vor allem für den Umgang mit persönlichen Beleidigungen und Bedrohungen (74 
bzw. 75 Prozent), den Umgang mit populistischen oder demokratiefeindlichen Äußerungen 
in Gremiensitzungen (75 bzw. 79 Prozent) und den Umgang mit Desinformation (wobei sich 
die Amtsinhaber in Sachsen-Anhalt hier besser gewappnet sehen als ihre Kolleginnen und 
Kollegen in Mecklenburg-Vorpommern). 

Größere Unsicherheiten bestehen allerdings beim Umgang mit Störungen bei öffentlichen 
Veranstaltungen, mit Hassnachrichten in den sozialen Medien und wenn es darum geht, 
wie sie ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter vor Bedrohungen schützen können. 

Handlungssicherheit bei Konflikten 

Wenn es darum geht, mit folgenden Situationen 
umzugehen, fühlen sich gewappnet … 

 
(sehr) gut weniger gut/ 

schlecht   
% % 

mit populistischen oder demokratiefeindlichen 
Äußerungen in Gremiensitzungen umgehen 

Mecklenburg-
Vorpommern 75 21 

Sachsen-Anhalt 79 20 

mit persönlichen Beleidigungen, Anfeindungen 
und Bedrohungen umgehen 

Mecklenburg-
Vorpommern 74 24 

 Sachsen-Anhalt 75 25 

mit Desinformation umgehen Mecklenburg-
Vorpommern 61 35 

Sachsen-Anhalt 77 23 

Störungen bei öffentlichen Veranstaltungen 
vorbeugen oder darauf reagieren 

Mecklenburg-
Vorpommern 65 28 

Sachsen-Anhalt 62 36 

ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter vor 
Bedrohungen schützen können 

Mecklenburg-
Vorpommern 53 39 

Sachsen-Anhalt 46 52 

mit Hassnachrichten in den sozialen Medien 
umgehen 

Mecklenburg-
Vorpommern 44 47 

Sachsen-Anhalt 61 39 

jeweils an 100 Prozent fehlende Angaben = „weiß nicht“/keine Angabe 
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1.5 Unterstützungsbedarfe und -angebote 

Den Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern in Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-
Anhalt wurden einige Unterstützungsangebote vorgelegt mit der Bitte anzugeben, ob sie 
diese beim Umgang mit Krisen und Konflikten in ihrer Stadt oder Gemeinde als hilfreich 
empfänden. 

Wie die Übersicht zeigt, würden alle Angebote jeweils von einer Mehrheit als hilfreich oder 
sogar sehr hilfreich empfunden. 

Amtsinhaberinnen und Amtsinhaber in Sachsen-Anhalt fänden kostenfreie Schulungen 
oder Workshops oder Mediationsverfahren bei Konflikten noch häufiger hilfreich als ihre 
Kolleginnen und Kollegen in Mecklenburg-Vorpommern. 

Wie hilfreich wären verschiedene Unterstützungsangebote zum Umgang mit Konflikten? 

Um mit Krisen und Konflikten in ihrer 
Stadt bzw. Gemeinde umgehen zu 
können, wären folgende 
Unterstützungsangebote … 

 
(sehr) hilfreich weniger/überhaupt 

nicht hilfreich 

  
% % 

Praxisnaher Leitfaden zu rechtlichen 
Handlungsmöglichkeiten 

Mecklenburg-
Vorpommern 60 27 

Sachsen-Anhalt 59 33 

Juristische und/oder psychosoziale 
Erstberatung (Telefon oder Hotline) 

Mecklenburg-
Vorpommern 58 26 

Sachsen-Anhalt 61 34 

Kostenfreie Schulungen oder 
Workshops 

Mecklenburg-
Vorpommern 61 25 

Sachsen-Anhalt 75 20 

Mediationsverfahren bei Konflikten Mecklenburg-
Vorpommern 51 34 

Sachsen-Anhalt 61 34 

Möglichkeiten der Vernetzung mit 
betroffenen Kolleginnen und Kollegen 

Mecklenburg-
Vorpommern 71 19 

Sachsen-Anhalt 77 18 

jeweils an 100 Prozent fehlende Angaben = „weiß nicht“/keine Angabe 
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1.6 Veränderung der Stimmung vor Ort? 

Knapp die Hälfte der Bürgermeisterinnen und Bürgermeister in Mecklenburg-Vorpommern 
und sechs von zehn Amtsinhaberinnen und Amtsinhaber in Sachsen-Anhalt haben den 
Eindruck, dass sich die allgemeine Stimmung in ihrer Stadt bzw. Gemeinde in den letzten 
Monaten verändert habe. 

Veränderung der allgemeinen Stimmung in der Stadt oder Gemeinde? 
 

Es haben den Eindruck, dass sich in den letzten Monaten die 
allgemeine Stimmung in ihrer Stadt bzw. Gemeinde verändert 
hat    

 
ja nein 

 
% % 

Mecklenburg-Vorpommern 47 49 

Sachsen-Anhalt 62 33 

an 100 Prozent fehlende Angaben = „weiß nicht“/keine Angabe 

 
Am häufigsten genannt werden dabei im Einzelnen eine wachsende Unzufriedenheit mit 
der Bundes- und Landespolitik, ein Vertrauensverlust gegenüber diesen Ebenen sowie 
allgemein eine gestiegene Unzufriedenheit, Frustration und Resignation. Befragte in 
Sachsen-Anhalt erwähnen in diesem Zusammenhang auch eine zunehmende Polarisierung. 

Inwiefern hat sich die Stimmung vor Ort verändert? 

 Mecklenburg-
Vorpommern 

Sachsen-
Anhalt  

% % 

Unzufriedenheit mit Bundes- und Landespolitik, Vertrauensverlust 23 32 

Allgemein gestiegene Unzufriedenheit, Frustration und Resignation 27 15 

Raueres, aggressiveres Klima und Umgangston 5 15 

Zuspruch für AfD und rechte Positionen, Rechtsverschiebung des Diskurses 9 9 

Kommunale Rahmenbedingungen und Kritik an Akteuren vor Ort 5 3 

Polarisierung, Spaltung und sinkende Dialogbereitschaft 5 18 

Zukunfts- und Existenzängste, wirtschaftliche Belastung 5 3 

Desinformation, Falschmeldungen und Medienkritik 4 3 

Konflikte um erneuerbare Energien vor Ort 5 0 

 
Basis: Befragte, die meinen, dass sich die Stimmung in der Stadt oder Gemeinde verändert hat 
offene Abfrage   
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2 Die Sicht der Ratsmitglieder 

2.1 Das allgemeine Lagebild vor Ort: Konflikte in der Gemeinde  

Anders als von den Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern in den beiden Bundesländern 
ist eine Mehrheit der befragten Ratsmitglieder mit den Rahmenbedingungen ihrer Arbeit 
alles in allem zufrieden oder sehr zufrieden. Etwa vier von zehn Ratsmitgliedern sind 
allerdings mit den Rahmenbedingungen eher oder sehr unzufrieden. 

Zufriedenheit mit den Arbeitsbedingungen 
 

Mit den Rahmenbedingungen ihrer Arbeit sind derzeit alles in allem    

 
sehr / eher zufrieden eher / sehr unzufrieden  

% % 

Mecklenburg-Vorpommern 64 35 

Sachsen-Anhalt 59 41 

 
 

Als Gründe für die Unzufriedenheit mit den eigenen Arbeitsbedingungen werden vor allem 
die finanzielle Ausstattung der Kommunen, ein konflikthaftes Klima in Gremien und 
Öffentlichkeit, mangelnde Unterstützung durch Ämter und Verwaltung sowie eine geringe 
Selbstwirksamkeit in Form von Mitbestimmung und Beschlüssen, die wirkungslos bleiben.  

Gründe für Unzufriedenheit mit den Arbeitsbedingungen als Ratsmitglied 

Gründe für die Unzufriedenheit sind: Mecklenburg-
Vorpommern 

Sachsen-Anhalt 

 % % 

Unzureichende Finanzausstattung der Kommune 25 27 

Konfliktreiches Klima in Gremien und Öffentlichkeit 23 11 

Mangelhafte Unterstützung und Zuarbeit durch Amt/Verwaltung 11 19 

Geringe Mitbestimmung / Beschlüsse ohne Wirkung 11 17 

Unzureichende Information, Kommunikation und Transparenz 7 11 

Fehlender Gestaltungsspielraum/ eingeschränkte kommunale 
Selbstverwaltung 7 3 

Überbordende Bürokratie und langwierige Verfahren 5 3 

Zeitliche Überforderung im Ehrenamt 6 2 

Fehlende Anerkennung und Absicherung des Ehrenamts 5 3 

 
Basis: Befragte, die mit ihren Arbeitsbedingungen als Ratsmitglied unzufrieden sind 
offene Abfrage 
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Das Meinungsbild zur „politischen Stimmung“ in ihrer Stadt oder Gemeinde fällt unter den 
befragten Ratsmitgliedern nicht ganz so positiv aus wie unter den Bürgermeisterinnen und 
Bürgermeistern. 

Am häufigsten (jeweils 75 Prozent) teilen die Ratsmitglieder die Meinung, dass eine 
Mehrheit der Bürgerinnen und Bürger bei ihnen vor Ort Vertrauen zum Gemeinderat habe. 

Mehr als 50 bzw. 60 Prozent der Ratsmitglieder in den beiden Bundesländern glauben, dass 
eine Mehrheit vor Ort Vertrauen zum Bürgermeister und Verständnis für notwendige 
politische Entscheidungen habe. 

Dass bei ihnen vor Ort eine Mehrheit Vertrauen zur Gemeindeverwaltung hat, vermuten 58 
bzw. 47 Prozent der Ratsmitglieder. 

Wahrnehmung der politischen Stimmung in der Gemeinde 

Die folgenden Aussagen zur politischen 
Stimmung treffen auf ihre Gemeinde zu 

 
voll und ganz/eher eher nicht/ 

überhaupt nicht   
% % 

Die Mehrheit der Bürgerinnen und Bürger hat 
Vertrauen zum Gemeinderat.  

Mecklenburg-
Vorpommern 75 22 

Sachsen-Anhalt 75 23 

Die Mehrheit der Bürgerinnen und Bürger hat 
Vertrauen zum/ zur Bürgermeister/in. 
 

Mecklenburg-
Vorpommern 67 30 

Sachsen-Anhalt 60 36 

Für notwendige politische Entscheidungen 
haben die meisten Bürgerinnen und Bürger 
Verständnis - auch wenn einige Bürgergruppen 
damit nicht zufrieden sind. 
 

Mecklenburg-
Vorpommern 65 32 

Sachsen-Anhalt 56 40 

Die Mehrheit der Bürgerinnen und Bürger hat 
Vertrauen zur Gemeindeverwaltung. 
 

Mecklenburg-
Vorpommern 58 39 

Sachsen-Anhalt 47 52 

jeweils an 100 Prozent fehlende Angaben = „weiß nicht“/keine Angabe   
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Höher als unter den Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern ist bei den Ratsmitgliedern 
der Anteil derer, die im Rahmen ihrer Arbeit in verschiedenen Zusammenhängen 
konflikthafte Situationen erleben. 

Mehr als ein Drittel der Ratsmitglieder in beiden Bundesländern berichtet, dass es „häufig“ 
oder „sehr häufig“ zu konflikthaften Situationen im Rat oder über das Internet bzw. soziale 
Medien komme. 

Etwa ein Fünftel der Ratsmitglieder erlebt häufiger Konflikte in der Zusammenarbeit mit 
der zuständigen Verwaltung oder bei Veranstaltungen bzw. Auftritten in der Öffentlichkeit. 

Konflikthafte Situationen im Rahmen ihrer Arbeit 

Im Rahmen ihrer Arbeit erleben 
konflikthafte Situationen in 
folgenden Zusammenhängen: 

 
sehr/relativ 
häufig 

eher/sehr 
selten 

nie 

  
% % % 

über das Internet bzw. soziale 
Medien 

Mecklenburg-
Vorpommern 35 33 13 

Sachsen-Anhalt 37 37 8 

im Rat (Plenum oder Ausschüsse) Mecklenburg-
Vorpommern 36 55 8 

 Sachsen-Anhalt 32 60 8 

in der Zusammenarbeit mit der 
zuständigen Verwaltung vor Ort 

Mecklenburg-
Vorpommern 20 67 11 

Sachsen-Anhalt 20 66 13 

bei Veranstaltungen oder 
Auftritten in der Öffentlichkeit 

Mecklenburg-
Vorpommern 22 63 12 

Sachsen-Anhalt 19 67 11 

in einer Bürgersprechstunde Mecklenburg-
Vorpommern 16 52 10 

Sachsen-Anhalt 16 52 10 

jeweils an 100 Prozent fehlende Angaben = „weiß nicht“/keine Angabe   
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2.2 Desinformation 

Etwa die Hälfte der Ratsmitglieder in beiden Bundesländern hat schon Erfahrungen mit 
gezielten Falschmeldungen über ihre Arbeit in der Stadt bzw. Gemeinde gemacht – die 
meisten davon bereits mehrfach. 

Erfahrungen mit Desinformation 
 

Es haben schon Erfahrungen mit Desinformation über ihre Arbeit 
gemacht     

 
ja, einmal ja, mehrfach nein 

 
% % % 

Mecklenburg-Vorpommern 7 44 43 

Sachsen-Anhalt 11 33 48 

an 100 Prozent fehlende Angaben = „weiß nicht“/keine Angabe 

 

Und eine Mehrheit der Ratsmitglieder in beiden Bundesländern – in Sachsen-Anhalt noch 
etwas häufiger – äußert große Sorgen, dass Fälle von Desinformation im Zuge des 
aktuellen Landtagswahlkampfs zunehmen. 

Sorgen um die Zunahme von Desinformationen vor den Landtagswahlen 
 

Es machen sich sorgen, dass solche Fälle von Desinformation im 
Zuge des Wahlkampfs für die bevorstehenden Landtagswahlen 
zunehmen    

 
(sehr) große weniger/ gar keine  

 
% % 

Mecklenburg-Vorpommern 54 40 

Sachsen-Anhalt 63 34 

an 100 Prozent fehlende Angaben = „weiß nicht“/keine Angabe 
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Die häufigsten Formen der Verbreitung von Falschinformationen sind nach Auskunft der 
betroffenen Ratsmitglieder der direkte Weg („Mundpropaganda“) und die sozialen Medien. 

Quellen der Wahrnehmung von Desinformation 

Die Falschmeldungen wurden hauptsächlich über folgende 
Kanäle verbreitet: 

Mecklenburg-
Vorpommern 

Sachsen-Anhalt 

 
% % 

persönlich, Mundpropaganda 71 61 

soziale Medien (z.B. Facebook, X - ehemals Twitter, o.ä.) 65 69 

Messengerdienste (WhatsApp, Telegram) 30 26 

lokale Printveröffentlichungen/ Flugblätter 21 13 

lokale Online-Foren/ Kommentarspalten 19 18 

andere Kanäle 13 10 

Basis: Ratsmitglieder mit Erfahrungen mit Desinformation 
Prozentsumme größer 100, da Mehrfachnennungen möglich 

 

Eine große Mehrheit der von Desinformation betroffenen Ratsmitglieder hat auf 
Falschmeldungen reagiert.  

Nur eine Minderheit hat nichts dagegen unternommen. 

Wurde auf die Desinformation reagiert? 
 

Es haben auf die Desinformationen 
   

 
reagiert nichts dagegen unternommen 

 
% % 

Mecklenburg-Vorpommern 80 15 

Sachsen-Anhalt 67 24 

Basis: Ratsmitglieder mit Erfahrungen mit Desinformation 
an 100 Prozent fehlende Angaben = „weiß nicht“/keine Angabe 
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Am häufigsten wurde mit den von Falschinformation betroffenen Personen oder Gruppen 
direkt gesprochen. Öffentliche Richtigstellungen waren für einen recht großen Teil der 
Ratsmitglieder ebenfalls eine Form der Reaktion. 

Umgang mit Desinformation 

Es sind auf folgende Art mit den Desinformationen über ihre 
Arbeit umgegangen: 

Mecklenburg-
Vorpommern 

Sachsen-Anhalt 

 
% % 

Direkte Ansprache der betroffenen Personen oder Gruppen 79 77 

Öffentliche Richtigstellung (z.B. über Website, soziale Medien, 
Pressemitteilung) 42 46 

Dialogveranstaltung oder Bürgerversammlung 20 17 

Kooperation mit lokalen Medien 8 13 

Rechtliche Schritte eingeleitet 9 8 

Sonstiges 11 2 

Basis: Ratsmitglieder, die auf Desinformationen reagiert haben 
Prozentsumme größer 100, da Mehrfachnennungen möglich 
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2.3 Erfahrungen und Umgang mit Anfeindungen und Bedrohungen 

Etwa ein Viertel der Ratsmitglieder in beiden Bundesländern – und damit deutlich weniger 
als unter den Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern – wurde schon einmal beleidigt, 
bedroht oder tätlich angegriffen. 

Erfahrungen mit Beleidigungen, Bedrohungen und tätlichen Angriffen 
 

Es wurden schon einmal beleidigt, bedroht oder tätlich angegriffen 
    

 
ja,  
beleidigt oder bedroht 

ja,  
tätlich angegriffen 

nein 

 
% % % 

Mecklenburg-Vorpommern 26 1 72 

Sachsen-Anhalt 24 2 74 

an 100 Prozent fehlende Angaben = „weiß nicht“/keine Angabe 

 

Die häufigsten Formen waren dabei persönliche Beleidigungen bzw. Bedrohungen sowie 
Angriffe über das Internet oder die sozialen Medien (in Sachsen-Anhalt häufiger als in 
Mecklenburg-Vorpommern). 

Art der Anfeindungen 

Es wurden auf folgende Weise schon einmal beleidigt: Mecklenburg-
Vorpommern 

Sachsen-Anhalt 

 
% % 

persönlich beleidigt oder bedroht 85 73 

in sozialen Netzwerken/im Internet beleidigt oder bedroht 44 59 

durch E-Mails, Briefe oder per Fax beleidigt oder bedroht 17 22 

Sachbeschädigung von Privateigentum 14 7 

körperlich bedrängt 10 7 

geschlagen 0 2 

auf andere Weise 7 5 

Basis: Ratsmitglieder, die schon einmal beleidigt, bedroht oder tätlich angegriffen wurden 
Prozentsumme größer 100, da Mehrfachnennungen möglich 
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Anders als die betroffenen Bürgermeisterinnen und Bürgermeister geben die betroffenen 
Ratsmitglieder häufiger an, dass solche Anfeindungen und Übergriffe „eher“ oder „sehr 
häufig“ vorkommen. 

Häufigkeit der Anfeindungen 
 

Solche Anfeindungen und Übergriffe erleben 
   

 
sehr/eher häufig eher/sehr selten 

 
% % 

Mecklenburg-Vorpommern 32 68 

Sachsen-Anhalt 22 78 

Basis: Ratsmitglieder, die schon einmal beleidigt, bedroht oder tätlich angegriffen wurden 
an 100 Prozent fehlende Angaben = „weiß nicht“/keine Angabe 

 

41 Prozent der von Anfeindungen betroffenen Ratsmitglieder in Mecklenburg-Vorpommern 
und 27 Prozent der Ratsmitglieder in Sachsen-Anhalt haben aufgrund solcher Erfahrungen 
schon einmal über einen Rückzug aus der Kommunalpolitik nachgedacht. 

Rückzug aus der Kommunalpolitik aufgrund von Anfeindungen?  
 

Aufgrund der Anfeindungen haben schon einmal über einen 
Rückzug aus der Kommunalpolitik nachgedacht    

 
ja nein 

 
% % 

Mecklenburg-Vorpommern 41 58 

Sachsen-Anhalt 27 73 

Basis: Ratsmitglieder, die schon einmal beleidigt, bedroht oder tätlich angegriffen wurden 
an 100 Prozent fehlende Angaben = „weiß nicht“/keine Angabe 
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Auch unter den Ratsmitgliedern – wenngleich in etwas geringerem Maße als unter den 
Bürgermeisterinnen und Bürgermeister – meint eine deutliche Mehrheit (58 Prozent in 
Mecklenburg-Vorpommern und 67 Prozent in Sachsen-Anhalt), dass der Paragraph 188 des 
Strafgesetzbuchs, der die öffentliche Beleidigung von Politikern regelt, in der jetzigen Form 
unverändert beibehalten werden sollte. 

Etwa ein Viertel der Ratsmitglieder spricht sich für seine Änderung oder Abschaffung aus. 

Meinungen zum Strafrechtsparagraph § 188 StGB 
 

Der Strafrechtsparagraph § 188 StGB sollte 
    

 
in der jetzigen Form 
unverändert 
beibehalten werden. 

nur für den Schutz von 
Kommunalpolitikern 
bestehen bleiben, aber 
für Bundes- und 
Landespolitiker 
abgeschafft werden. 

vollständig abgeschafft 
werden. 

 
% % % 

Mecklenburg-Vorpommern 58 10 16 

Sachsen-Anhalt 67 6 17 

an 100 Prozent fehlende Angaben = „weiß nicht“/keine Angabe 

  



 

23 Begleituntersuchung „Starkes Mandat“ 

 
 

2.4 Handlungssicherheit bei Konflikten 

Wie die Bürgermeisterinnen und Bürgermeister fühlt sich auch eine Mehrheit der 
Ratsmitglieder im Umgang mit verschiedenen Konfliktsituationen vor Ort gut gewappnet. 

Größere Unsicherheiten bestehen vor allem beim Umgang mit Desinformation, mit 
Störungen bei öffentlichen Veranstaltungen und mit Hassnachrichten in den sozialen 
Medien. 

Handlungssicherheit bei Konflikten 

Im Umgang mit folgenden Situationen fühlen 
sich gewappnet … 

 
(sehr) gut weniger gut/ 

schlecht   
% % 

mit persönlichen Beleidigungen, Anfeindungen 
und Bedrohungen umgehen 

Mecklenburg-
Vorpommern 70 26 

Sachsen-Anhalt 67 29 

mit Hassnachrichten in den sozialen Medien 
umgehen 

Mecklenburg-
Vorpommern 51 39 

Sachsen-Anhalt 48 40 

Störungen bei öffentlichen Veranstaltungen 
vorbeugen oder darauf reagieren 

Mecklenburg-
Vorpommern 56 37 

Sachsen-Anhalt 57 34 

mit populistischen oder demokratiefeindlichen 
Äußerungen in Gremiensitzungen umgehen 

Mecklenburg-
Vorpommern 62 28 

Sachsen-Anhalt 66 26 

mit Desinformation umgehen Mecklenburg-
Vorpommern 64 30 

Sachsen-Anhalt 58 36 

jeweils an 100 Prozent fehlende Angaben = „weiß nicht“/keine Angabe 
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2.5 Unterstützungsbedarfe und -angebote 

Auch von den Ratsmitgliedern in beiden Bundesländern werden verschiedene 
Unterstützungsangebote zum Umgang mit Krisen und Konflikten vor Ort grundsätzlich als 
hilfreich oder sehr hilfreich eingeschätzt. 

Etwas seltener als hilfreich eingestuft werden dabei Mediationsverfahren bei Konflikten. 

Wie hilfreich wären verschiedene Unterstützungsangebote zum Umgang mit Konflikten? 

Um mit Krisen und Konflikten in ihrer 
Stadt bzw. Gemeinde umgehen zu 
können, wären folgende 
Unterstützungsangebote … 

 
(sehr) hilfreich weniger/überhaupt 

nicht hilfreich 

  
% % 

Möglichkeiten der Vernetzung mit 
betroffenen Kolleginnen und Kollegen 

Mecklenburg-
Vorpommern 66 27 

Sachsen-Anhalt 69 21 

Praxisnaher Leitfaden zu rechtlichen 
Handlungsmöglichkeiten 

Mecklenburg-
Vorpommern 68 23 

 Sachsen-Anhalt 63 25 

Juristische und/oder psychosoziale 
Erstberatung (Telefon oder Hotline) 

Mecklenburg-
Vorpommern 63 27 

Sachsen-Anhalt 58 25 

Kostenfreie Schulungen oder 
Workshops 

Mecklenburg-
Vorpommern 68 24 

Sachsen-Anhalt 64 25 

Mediationsverfahren bei Konflikten Mecklenburg-
Vorpommern 51 37 

Sachsen-Anhalt 44 39 

jeweils an 100 Prozent fehlende Angaben = „weiß nicht“/keine Angabe 
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2.6 Veränderung der Stimmung vor Ort? 

Die Hälfte der Ratsmitglieder in Mecklenburg-Vorpommern und sechs von zehn 
Ratsmitgliedern in Sachsen-Anhalt haben den Eindruck, dass sich in den letzten Monaten 
die allgemeine Stimmung in ihrer Stadt bzw. Gemeinde verändert hat. 

Veränderung der allgemeinen Stimmung in ihrer Stadt? 
 

Es haben den Eindruck, dass sich in den letzten Monaten die 
allgemeine Stimmung in ihrer Stadt bzw. Gemeinde verändert 
hat    

 
ja nein 

 
% % 

Mecklenburg-Vorpommern 50 42 

Sachsen-Anhalt 61 38 

an 100 Prozent fehlende Angaben = „weiß nicht“/keine Angabe 

 

Wahrgenommene Veränderungen sind vor allem die Unzufriedenheit mit Bundes- und 
Landespolitik, Vertrauensverlust gegenüber diesen Ebenen, ein raueres bzw. aggressiveres 
Klima, allgemeine Unzufriedenheit, Zuspruch für die AfD sowie die kommunalen 
Rahmenbedingungen und Kritik an Akteuren vor Ort 

Inwiefern hat sich die Stimmung vor Ort verändert? 
 

Mecklenburg-
Vorpommern 

Sachsen-Anhalt 

 
% % 

Unzufriedenheit mit Bundes- und Landespolitik, Vertrauensverlust 22 28 

Raueres, aggressiveres Klima und Umgangston 18 11 

Allgemein gestiegene Unzufriedenheit, Frustration und Resignation 10 15 

Zuspruch für AfD und rechte Positionen, Rechtsverschiebung des Diskurses 9 14 

Kommunale Rahmenbedingungen und Kritik an Akteuren vor Ort 15 6 

Polarisierung, Spaltung und sinkende Dialogbereitschaft 6 9 

Zukunfts- und Existenzängste, wirtschaftliche Belastung 4 3 

Konflikte um Windkraft, PV und erneuerbare Energien vor Ort 2 3 

Desinformation, Falschmeldungen und Medienkritik 2 1 

 
Basis: Befragte, die meinen, dass sich die Stimmung in der Stadt oder Gemeinde verändert hat 
offene Abfrage   
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3 Die Sicht der Kommunalverwaltung 

3.1 Das allgemeine Lagebild vor Ort: Konflikte in der Gemeinde 

Von den leitenden Mitarbeitern der Kommunalverwaltung in Mecklenburg-Vorpommern 
und Sachsen-Anhalt sind sieben von zehn mit den Rahmenbedingungen ihrer Arbeit 
zufrieden oder sehr zufrieden.  

Dieser Anteil liegt damit etwas höher als unter den Ratsmitgliedern und deutlich höher als 
unter den Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern in den beiden Bundesländern. 

Zufriedenheit mit den Arbeitsbedingungen 
 

Mit den Rahmenbedingungen ihrer Arbeit sind derzeit alles in allem    

 
sehr/ eher zufrieden eher/ sehr unzufrieden  

% % 

Mecklenburg-Vorpommern 71 27 

Sachsen-Anhalt 68 32 

an 100 Prozent fehlende Angaben = „weiß nicht“/keine Angabe 
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Das politische Neutralitätsgebot verpflichtet kommunale Amts- und Mandatsträger dazu, 
ihr Amt unparteiisch auszuüben und keine einseitige politische Einflussnahme 
vorzunehmen – insbesondere im Vorfeld von Wahlen. 

Die leitenden Verwaltungsmitarbeitenden wurden für verschiedene Situationen im 
Verwaltungsalltag um eine Einschätzung gebeten, ob sie den Umgang mit solchen 
Situationen als eher schwierig oder nicht so schwierig empfänden. 

Wie die Übersicht zeigt, würde von den Befragten mehrheitlich der Umgang mit 
Anweisungen von Vorgesetzten als schwierig empfunden, die sie als parteipolitisch gefärbt 
empfinden. 

Die klare Trennung zwischen ihrer Funktion als Amtsträger und Privatperson, wenn sie sich 
öffentlich zu politischen Vorgängen äußern wollen, würde ein Drittel der leitenden 
Mitarbeiter in der Kommunalverwaltung vor größere Herausforderungen stellen. 

Den richtigen Umgang mit der vollständigen und neutralen Weitergabe amtlicher 
Informationen an politische Parteien unabhängig von deren Ausrichtung empfände ein 
Siebtel der Verwaltungsspitzen in Mecklenburg-Vorpommern und knapp ein Drittel der 
Befragten in Sachsen-Anhalt als schwierig. 

Das politische Neutralitätsgebot als Herausforderung? 

Den richtigen Umgang mit folgenden 
Situationen bzw. Vorgängen fänden … 

 
(sehr) schwierig weniger/gar nicht 

schwierig   
% % 

den Umgang mit Anweisungen von 
Vorgesetzten, die sie als parteipolitisch 
gefärbt empfinden 

Mecklenburg-
Vorpommern 57 25 

Sachsen-Anhalt 57 32 

die klare Trennung zwischen Ihrer Funktion 
als Amtsträger und Privatperson, wenn Sie 
sich öffentlich zu politischen Vorgängen 
äußern wollen 

Mecklenburg- 
Vorpommern 32 61 

Sachsen-Anhalt 
32 66 

die vollständige und neutrale Weitergabe 
amtlicher Informationen an politische 
Parteien unabhängig von deren Ausrichtung 

Mecklenburg-
Vorpommern 15 73 

Sachsen-Anhalt 30 64 

jeweils an 100 Prozent fehlende Angaben = „weiß nicht“/keine Angabe 
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Knapp acht von zehn leitenden Mitarbeitern der Kommunalverwaltung in Mecklenburg-
Vorpommern und Sachsen-Anhalt wissen nach eigener Einschätzung, wie sie sich bei 
unzulässigen politischen Einflussversuchen verhalten sollten. 

Zwei Drittel sind der Auffassung, dass bei ihnen vor Ort die Zusammenarbeit zwischen 
Verwaltung und Politik transparent und rechtssicher funktioniert. 

Mehr als die Hälfte stimmt auch den Aussagen zu, dass ihre Verwaltung Mitarbeitende 
ausreichend vor politischem Einfluss schütze bzw. dass ihre Verwaltung gut gegen 
demokratiefeindliche Angriffe gewappnet sei. 

Knapp die Hälfte hat schon einmal politischen Druck erlebt, der ihre Arbeit beeinflusst hat. 

Dass die eigene Stadt bzw. Gemeinde über Konzepte verfügt, um Mitarbeitende bei 
Angriffen (ob verbal, digital oder politisch) zu schützen, gibt von den Vertretern der 
Kommunalverwaltung in beiden Bundesländern nur eine Minderheit an. 

Rahmenbedingungen der Arbeit in der Verwaltung 

Es stimmen folgenden Aussagen zu 
 

voll und ganz/eher eher nicht/ 
überhaupt nicht   

% % 

Ich weiß, wie ich mich bei unzulässigen 
politischen Einflussversuchen verhalten 
soll. 

Mecklenburg-
Vorpommern 78 18 

Sachsen-Anhalt 
77 18 

Die Zusammenarbeit zwischen Verwaltung 
und Politik funktioniert transparent und 
rechtssicher. 

Mecklenburg-
Vorpommern 67 22 

Sachsen-Anhalt 64 30 

Meine Verwaltung schützt Mitarbeitende 
ausreichend vor politischem Einfluss. 

Mecklenburg-
Vorpommern 57 28 

Sachsen-Anhalt 64 20 

Ich empfinde meine Verwaltung als gut 
gegen demokratiefeindliche Angriffe 
gewappnet. 

Mecklenburg-
Vorpommern 56 25 

Sachsen-Anhalt 57 25 

Ich habe schon einmal politischen Druck 
erlebt, der meine Arbeit beeinflusst hat. 
 

Mecklenburg-
Vorpommern 48 48 

Sachsen-Anhalt 41 57 

Wir verfügen über Konzepte, um 
Mitarbeitende bei Angriffen (verbal, digital, 
politisch) zu schützen. 

Mecklenburg-
Vorpommern 27 56 

Sachsen-Anhalt 18 57 

jeweils an 100 Prozent fehlende Angaben = „weiß nicht“/keine Angabe 
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Die große Mehrheit der leitenden Verwaltungsmitarbeitenden kennt nach eigener 
Einschätzung ihre Rechte und Pflichten in Bezug auf das parteipolitische Neutralitätsgebot. 

Fast acht von zehn fühlen sich im Arbeitsalltag auch sicher im Umgang mit rechtlich 
zweifelhaften Anweisungen. 

Und sieben von zehn der leitenden Verwaltungsmitarbeitenden wissen, an wen sie sich bei 
verfassungsfeindlichen Vorfällen wenden können. 

Kenntnis der Rechte und Pflichten im Arbeitsalltag 

In ihrer Rolle als Mitglied der Verwaltung 
treffen die folgenden Aussagen zu 

 
voll und ganz/eher eher nicht/ 

überhaupt nicht   
% % 

Ich kenne meine Rechte und Pflichten in 
Bezug auf das parteipolitische 
Neutralitätsgebot. 

Mecklenburg-
Vorpommern 87 10 

Sachsen-Anhalt 98 2 

Ich fühle mich im Arbeitsalltag sicher im 
Umgang mit rechtlich zweifelhaften 
Anweisungen. 

Mecklenburg-
Vorpommern 77 16 

Sachsen-Anhalt 80 16 

Ich weiß, an wen ich mich bei verfassungs-
feindlichen Vorfällen wenden kann. 

Mecklenburg-
Vorpommern 71 18 

Sachsen-Anhalt 70 25 

jeweils an 100 Prozent fehlende Angaben = „weiß nicht“/keine Angabe 
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Auch die leitenden Verwaltungsmitarbeiter wurden um eine Einschätzung gebeten, wie oft 
sie im Rahmen ihrer Arbeit in verschiedenen Kontexten konflikthafte Situationen erleben, 
die über eine sachliche Diskussion hinausgehen.  

Wie die Übersicht zeigt, kommt es aus Sicht der Verwaltungsmitarbeitenden besonders in 
der Zusammenarbeit mit dem Stadt- bzw. Gemeinderat „häufig“ zu konflikthaften 
Situationen. Auch über das Internet bzw. soziale Medien sowie im Kontakt mit Bürgerinnen 
und Bürgern kommt es nach Meinung der Befragten recht häufig zu Konflikten. 

Mit anderen Kolleginnen und Kollegen in der Verwaltung sowie in der Zusammenarbeit mit 
dem Bürgermeister bzw. der Bürgermeisterin vor Ort kommt es dagegen deutlich weniger 
„häufig“ zu Konflikten.  

Konflikthafte Situationen im Rahmen der eigenen Arbeit 

Im Rahmen ihrer Arbeit 
erleben konflikthafte 
Situationen in folgenden 
Zusammenhängen … 

 
sehr/relativ 
häufig 

eher/sehr selten nie 

  
% % % 

in der Zusammenarbeit mit 
dem Stadt- bzw. Gemeinderat 

Mecklenburg-
Vorpommern 33 55 9 

Sachsen-Anhalt 45 48 5 

über das Internet bzw. soziale 
Medien 

Mecklenburg-
Vorpommern 22 44 18 

Sachsen-Anhalt 48 34 11 

im Kontakt mit Bürgerinnen 
und Bürgern 

Mecklenburg-
Vorpommern 32 60 5 

Sachsen-Anhalt 30 68 2 

bei Veranstaltungen in der 
Öffentlichkeit 

Mecklenburg-
Vorpommern 16 61 15 

Sachsen-Anhalt 25 68 7 

mit anderen Kolleginnen oder 
Kollegen in der Verwaltung 

Mecklenburg-
Vorpommern 15 61 20 

Sachsen-Anhalt 11 73 14 

in der Zusammenarbeit mit 
dem/ der Bürgermeister/in 

Mecklenburg-
Vorpommern 14 57 27 

Sachsen-Anhalt 10 53 34 

jeweils an 100 Prozent fehlende Angaben = „weiß nicht“/keine Angabe 
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3.2 Erfahrungen und Umgang mit Desinformation  

Etwa die Hälfte der Verwaltungsmitarbeitenden in beiden Bundesländern hat – meist auch 
mehrfach – bereits Erfahrungen mit bewussten und gezielten Falschmeldungen über ihre 
Arbeit in der Stadt bzw. Gemeinde gemacht. 

Erfahrungen mit Desinformation 
 

Es haben schon Erfahrungen mit Desinformation über ihre Arbeit 
gemacht     

 
ja, einmal ja, mehrfach Nein 

 
% % % 

Mecklenburg-Vorpommern 10 44 32 

Sachsen-Anhalt 11 39 36 

an 100 Prozent fehlende Angaben = „weiß nicht“/keine Angabe 

 

Am häufigsten wurden solche Falschmeldungen über Mundpropaganda oder über soziale 
Medien verbreitet.  

Quellen der Wahrnehmung von Desinformation 

Die Falschmeldungen wurden hauptsächlich über folgende 
Kanäle verbreitet: 

Mecklenburg-
Vorpommern 

Sachsen-Anhalt 

 
% % 

persönlich, Mundpropaganda 84 73 

soziale Medien (z.B. Facebook, X - ehemals Twitter, o.ä.) 51 68 

lokale Printveröffentlichungen/ Flugblätter 33 14 

Messengerdienste (WhatsApp, Telegram) 23 27 

lokale Online-Foren/ Kommentarspalten 16 27 

andere Kanäle 5 18 

Basis: Leitende Verwaltungsmitglieder mit Erfahrungen mit Desinformation 
Prozentsumme größer 100, da Mehrfachnennungen möglich 
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Zwei Drittel der leitenden Verwaltungsmitarbeiter haben auf erlebte Desinformation 
reagiert. Nur wenige haben nichts dagegen unternommen.  

Wurde auf die Desinformation reagiert? 
 

Es haben auf die Desinformationen 
   

 
reagiert nichts dagegen unternommen 

 
% % 

Mecklenburg-Vorpommern 65 21 

Sachsen-Anhalt 68 18 

Basis: Leitende Verwaltungsmitglieder mit Erfahrungen mit Desinformation 
an 100 Prozent fehlende Angaben = „weiß nicht“/keine Angabe 

 

Diejenigen, die auf Desinformation reagiert haben, haben dies am häufigsten mit einer 
direkten Ansprache der betroffenen Personen oder Gruppen getan. Vereinzelt kam es zu 
öffentlichen Richtigstellungen, zu Dialogveranstaltungen bzw. Bürgerversammlungen sowie 
zu rechtlichen Schritten oder einer Kooperation mit lokalen Medien.  
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3.3 Erfahrungen und Umgang mit Anfeindungen und Bedrohungen 

Vier von zehn Verwaltungsmitarbeitenden in Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-
Anhalt wurden schon einmal in ihrer Verantwortung in der kommunalen Verwaltung 
beleidigt oder bedroht.  

Erfahrungen mit Beleidigungen, Bedrohungen und tätlichen Angriffen 
 

Es wurden schon einmal beleidigt, bedroht oder tätlich angegriffen 
    

 
ja,  
beleidigt oder bedroht 

ja,  
tätlich angegriffen 

nein 

 
% % % 

Mecklenburg-Vorpommern 44 0 52 

Sachsen-Anhalt 39 0 61 

an 100 Prozent fehlende Angaben = „weiß nicht“/keine Angabe 

 

Die Beleidigungen und Bedrohungen erfolgten dabei am häufigsten persönlich sowie über 
E-Mails, Briefe oder Fax.  
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3.4 Handlungssicherheit bei Konflikten  

Insgesamt fühlen sich die leitenden Mitarbeiter der Kommunalverwaltung im Umgang mit 
Konfliktsituationen weniger handlungssicher als die Ratsmitglieder und insbesondere die 
Bürgermeisterinnen und Bürgermeister.  

Am besten sehen sie sich in der Lage, mit persönlichen Beleidigungen und Bedrohungen 
umzugehen.  

Insgesamt fühlen sich bei den meisten Konfliktsituationen mindestens vier von zehn der 
Befragten weniger gut oder schlecht gewappnet. 

Handlungssicherheit bei Konflikten 

Wenn es darum geht mit folgenden Situationen 
umzugehen, fühlen sich gewappnet 

 
(sehr) gut weniger gut/ 

schlecht   
% % 

mit persönlichen Beleidigungen, Anfeindungen 
und Bedrohungen umgehen  

Mecklenburg-
Vorpommern 56 41 

Sachsen-Anhalt 61 39 

mit Hassnachrichten in den sozialen Medien 
umgehen  

Mecklenburg-
Vorpommern 34 47 

Sachsen-Anhalt 50 43 

Störungen bei öffentlichen Veranstaltungen 
vorbeugen oder darauf reagieren  

Mecklenburg-
Vorpommern 37 49 

Sachsen-Anhalt 45 48 

mit populistischen oder demokratiefeindlichen 
Äußerungen umgehen  

Mecklenburg-
Vorpommern 44 42 

Sachsen-Anhalt 55 41 

mit Desinformation umgehen  Mecklenburg-
Vorpommern 38 53 

Sachsen-Anhalt 50 45 

jeweils an 100 Prozent fehlende Angaben = „weiß nicht“/keine Angabe   
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3.5 Unterstützungsbedarfe und -angebote 

Abschließend wurden auch den leitenden Verwaltungsmitgliedern verschiedene 
Unterstützungsangebote vorgelegt, um mit Krisen und Konflikten in ihrer Stadt bzw. 
Gemeinde wie z.B. Bedrohungen und Übergriffen, Desinformation, demokratiefeindlichen 
Tendenzen in den Gremien der Gemeinde besser umgehen zu können.  

Alle Angebote werden von einer Mehrheit der Befragten als (sehr) hilfreich bewertet. Am 
hilfreichsten wären aus ihrer Sicht kostenfreie Schulungen oder Workshops sowie ein 
praxisnaher Leitfaden zu rechtlichen Handlungsmöglichkeiten.  

Im Einklang mit der insgesamt geringeren Handlungssicherheit bei einzelnen 
Konfliktsituationen werden die verschiedenen Unterstützungsangebote von den Spitzen 
der Verwaltung auch jeweils (noch) häufiger als hilfreich empfunden als von den 
Ratsmitgliedern oder den Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern. 

Wie hilfreich wären verschiedene Unterstützungsangebote zum Umgang mit Konflikten? 

Um mit Krisen und Konflikten in ihrer 
Stadt bzw. Gemeinde umgehen zu 
können, wären folgende 
Unterstützungsangebote … 

 
(sehr) hilfreich weniger/überhaupt 

nicht hilfreich 

  
% % 

Praxisnaher Leitfaden zu rechtlichen 
Handlungsmöglichkeiten  

Mecklenburg-
Vorpommern 80 15 

Sachsen-Anhalt 80 20 

Juristische und/oder psychosoziale 
Erstberatung (Telefon oder Hotline)  

Mecklenburg-
Vorpommern 73 19 

Sachsen-Anhalt 64 34 

Kostenfreie Schulungen oder 
Workshops  

Mecklenburg-
Vorpommern 84 6 

Sachsen-Anhalt 77 16 

Mediationsverfahren bei Konflikten  Mecklenburg-
Vorpommern 66 27 

Sachsen-Anhalt 61 36 

Möglichkeiten der Vernetzung mit 
betroffenen Kolleginnen und Kollegen  

Mecklenburg-
Vorpommern 70 25 

Sachsen-Anhalt 73 20 

jeweils an 100 Prozent fehlende Angaben = „weiß nicht“/keine Angabe 
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3.6 Erwartete Auswirkungen im Falle einer AfD-Landesregierung 

Abschließend wurden die leitenden Mitarbeiter der Kommunalverwaltung mit Blick auf die 
im September anstehenden Landtagswahlen gefragt, welche Auswirkungen es aus ihrer 
Sicht auf die Strukturen und Abläufe in der Kommunalverwaltung hätte, wenn die AfD die 
künftige Landesregierung anführen würde.  

Von den Befragten in Mecklenburg-Vorpommern rechnen 44 Prozent und denen in 
Sachsen-Anhalt 52 Prozent mit großen oder sehr großen Auswirkungen auf die Strukturen 
und Abläufe vor Ort durch eine AfD-geführte Landesregierung. 

Jeweils ein Drittel erwartet eher geringe oder keine Auswirkungen, etwa ein Fünftel traut 
sich in dieser Frage keine Einschätzung zu.  

Auswirkungen einer AfD-Landesregierung auf die Kommunalverwaltung 
 

Eine AfD-Landesregierung hätte auf die Strukturen und Abläufe in der 
Kommunalverwaltung     

 
(sehr) große 
Auswirkungen 

(eher) geringe/  
keine Auswirkungen 

weiß nicht /  
keine Angabe  

% % % 

Mecklenburg-Vorpommern 44 34 22 

Sachsen-Anhalt 52 30 18 
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4 Zentrale Ergebnisse  

Die Befragung von Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern, Ratsmitgliedern und leitenden 
Verwaltungsmitarbeitern in Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt wurde 
begleitend zu dem Aktionsprogramm „Starkes Mandat“ durchgeführt. Die Ergebnisse liefern 
ein Bild über die Situation in den Gemeinden in diesen beiden Bundesländern, das sowohl 
die Perspektiven der gewählten Repräsentanten vor Ort als auch der kommunalen 
Verwaltung einbezieht.  

Das allgemeine Lagebild vor Ort 

Während die Ratsmitglieder und leitenden Verwaltungsmitglieder mit den 
Rahmenbedingungen ihrer Arbeit mehrheitlich zufrieden sind, überwiegt unter den 
Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern in beiden Bundesländern die Unzufriedenheit. Als 
Gründe werden gruppenübergreifend vor allem die finanzielle Ausstattung der Kommunen 
sowie bürokratische Anforderungen und langwierige Verfahren genannt. 

Eine große Mehrheit der Amtsinhaberinnen und Amtsinhaber geht davon aus, dass die 
Bürger vor Ort Vertrauen zum Bürgermeisteramt und zum Gemeinderat haben. Ein solches 
Vertrauen gegenüber der Gemeindeverwaltung wird seltener vermutet.  

Sowohl die Bürgermeisterinnen und Bürgermeister als auch die Ratsmitglieder in 
Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt nehmen in den letzten Monaten in 
ähnlicher Weise eine Veränderung der allgemeinen Stimmung in ihrer Stadt bzw. Gemeinde 
wahr. Benannt werden dabei vor allem die Unzufriedenheit mit der Bundes- und der 
Landespolitik sowie ein rauer gewordenes Klima vor Ort.  

Mit Blick auf die anstehenden Landtagswahlen erwartet ein erheblicher Teil der leitenden 
Verwaltungsmitglieder größere Auswirkungen auf Strukturen und Abläufe der 
Kommunalverwaltung, falls die AfD die künftige Landesregierung anführen sollte. 

Konflikthafte Situationen, Desinformation und Anfeindungen 

Konflikthafte Situationen, die über eine sachliche Diskussion hinausgehen, erleben die 
Ratsmitglieder in ihrem kommunalpolitischen Alltag häufiger als die Bürgermeisterinnen 
und Bürgermeister.  

Die Konfrontation mit Desinformation ist für alle drei befragten Gruppen Teil des 
Arbeitsalltags. Erfahrungen mit bewussten und gezielten Falschmeldungen über die eigene 
Arbeit berichten in allen drei Gruppen jeweils große Teile der Befragten. Das gilt häufiger 
als in Mecklenburg-Vorpommern für die Bürgermeisterinnen und Bürgermeister in 
Sachsen-Anhalt. Seltener, aber dennoch verbreitet, sind solche Erfahrungen unter den 
Ratsmitgliedern. Verbreitet werden Falschmeldungen nach Einschätzung der Befragten in 
allen drei Gruppen vor allem im persönlichen Umfeld sowie über die sozialen Medien. 

Eine Mehrheit der betroffenen Bürgermeisterinnen, Bürgermeister und Ratsmitglieder 
reagiert auf erlebte Falschmeldungen und nimmt diese nicht einfach hin. Eine Mehrheit in 
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diesen beiden Gruppen äußert allerdings größere Sorgen, dass Fälle von Desinformation im 
Zuge des Landtagswahlkampfs zunehmen.  

Anfeindungen und Bedrohungen treffen vor allem die Bürgermeisterinnen und 
Bürgermeister. Sie berichten in beiden Bundesländern deutlich häufiger als die 
Ratsmitglieder von entsprechenden Erfahrungen, in Sachsen-Anhalt noch häufiger als in 
Mecklenburg-Vorpommern.  

Tätliche Angriffe sind in allen drei befragten Gruppen die Ausnahme. Beleidigungen und 
Bedrohungen erfolgen in Mecklenburg-Vorpommern vor allem persönlich, in Sachsen-
Anhalt häufiger auch über das Internet bzw. über soziale Netzwerke. Die (insgesamt 
seltener) betroffenen Ratsmitglieder berichten häufiger als die betroffenen 
Bürgermeisterinnen und Bürgermeister, dass solche Vorfälle wiederholt vorkommen. Über 
einen Rückzug aus der Kommunalpolitik als Konsequenz von Anfeindungen hat in beiden 
Mandatsgruppen jeweils ein Großteil der Betroffenen nachgedacht.  

Umgang mit Konflikten 

Von den Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern sowie von den Ratsmitgliedern fühlt sich 
eine Mehrheit im Umgang mit Konfliktsituationen grundsätzlich handlungssicher. Größere 
Unsicherheiten beim Umgang mit möglichen Konfliktsituationen äußern demgegenüber die 
Vertreter der Kommunalverwaltung. Am größten sind gruppenübergreifend die 
Unsicherheiten im Umgang mit Hassnachrichten in den sozialen Medien sowie mit 
Störungen bei öffentlichen Veranstaltungen. Die Bürgermeisterinnen und Bürgermeister 
sehen sich zudem beim Schutz ihrer Mitarbeitenden vor Bedrohungen weniger gut 
gewappnet. Im Ländervergleich fällt die subjektive Handlungssicherheit in Sachsen-Anhalt 
durchgängig etwas höher aus als in Mecklenburg-Vorpommern. 

Die befragten Mitarbeiter der Kommunalverwaltung kennen ihre Rechte und Pflichten in 
Bezug auf das parteipolitische Neutralitätsgebot nach eigener Einschätzung überwiegend 
gut. Als schwierig empfindet gleichwohl eine Mehrheit den Umgang mit Anweisungen von 
Vorgesetzten, die sie als parteipolitisch gefärbt wahrnehmen.  

Neben den Berichten über die Situation vor Ort, Erfahrungen mit Desinformation und 
Anfeindungen, konnten die Befragten verschiedene Unterstützungsbedarfe nennen und 
entsprechende Angebote bewerten. Kostenfreie Schulungen, praxisnahe Leitfäden zu 
rechtlichen Handlungsmöglichkeiten, eine juristische bzw. psychosoziale Erstberatung 
sowie Möglichkeiten der Vernetzung mit betroffenen Kolleginnen und Kollegen werden 
gruppenübergreifend von großen Mehrheiten als (sehr) hilfreiche Unterstützungsangebote 
bewertet, um mit Konfliktsituationen vor Ort besser umgehen zu können.  


